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BETRIEBSVEREINBARUNG

 über den Umgang mit Arbeitnehmern[footnoteRef:1]  [1:  Aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit wird im Folgendem nur die männliche Form verwendet. Es sind hierbei stets alle 
Geschlechter gleichermaßen gemeint.] 

bei Suchtmittelgefährdung und anderen Suchtkrankheiten




Zwischen


Geschäftsleitung und dem Betriebsrat 

der Firma



wird nachfolgende Betriebsvereinbarung abgeschlossen:


Betriebsrat und Unternehmensleitung weisen alle Arbeitnehmer darauf hin, dass Suchtkrankheit mit oder ohne Suchtmittelmissbrauch längerfristig nicht nur gesundheitliche Störungen verursacht, sondern auch im Arbeitsleben zu erheblichen Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit führt, die Beziehung zu anderen Arbeitnehmern belastet und eine erhöhte Unfallgefahr für alle Beteiligten darstellt.

Hiervon sind sowohl einzelne Arbeitnehmer als auch deren Arbeitsbereich betroffen. Sinn der vorliegenden Vereinbarung ist es, diesen Schäden vorzubeugen und insbesondere den suchtgefährdeten und -kranken Arbeitnehmern ein Hilfeangebot zu unterbreiten.

Bei einem Arbeitsunfall/Wegeunfall unter Suchtmittelmissbrauch droht der Verlust des Versicherungsschutzes der Berufsgenossenschaft und der Verlust der Lohnfortzahlung durch den Arbeitgeber.


§ 1
Geltungsbereich

Die Betriebsvereinbarung tritt am … in Kraft und gilt ausnahmslos für alle Arbeitnehmer der oben genannten Firma inklusive der zur Ausbildung Beschäftigten sowie alle sonstigen im Betrieb tätigen Personen (zum Beispiel Praktikanten, Beschäftigte von Fremdfirmen).




§ 2
Ziel der Betriebsvereinbarung

Ziel der Betriebsvereinbarung ist es:

· die Gesundheit der Arbeitnehmer zu erhalten,
· den Gefährdeten und abhängig Kranken ein rechtzeitiges Hilfsangebot zu unterbreiten (Hilfe soll auch denen angeboten werden, die unter süchtigem Verhalten, zum Beispiel Essstörungen (inkl. Magersucht, Fress-Brech-Sucht), Spiel- und Arbeitssucht leiden),
· den Suchtmittelmissbrauch (Alkohol, Medikamente und Drogen, insbesondere Cannabis) zu bekämpfen,
· die Arbeitssicherheit zu erhöhen und
· den kollegialen Umgang zu fördern.

Diese Betriebsvereinbarung sichert die Gleichbehandlung aller Betroffenen und will allen Beteiligten eine durchschaubare Richtlinie an die Hand geben.

Sie soll den Vorgesetzten ihre besondere Verantwortung im Umgang mit Gefährdeten und Suchtkranken bewusst machen.

Sie soll den Arbeitgeber vor nachteiligen wirtschaftlichen Folgen und Schäden schützen und Schäden an Maschinen und Betriebsanlagen vorbeugen.


§ 3
Umgang mit Alkohol und anderen berauschenden Mitteln

Die Mitnahme alkoholischer Getränke und Suchtmittel (zum Beispiel auch Cannabis) in die Firma ist grundsätzlich verboten. Der Konsum von alkoholischen Getränken und Suchtmitteln ist wegen den davon ausgehenden erhöhten Unfallgefahren während der Arbeitszeit und den Pausen ausnahmslos untersagt. Im Übrigen gilt im Betrieb eine Promillegrenze von 0,00 Promille und für Suchtmittel eine Grenze von 0,0 ng THC/ml (Blutwert).

Im Sinne des Arbeitsschutzgesetz dürfen Arbeitnehmer sich durch Alkohol, Medikamente oder andere Rauschmittel wie Cannabis nicht in den Zustand versetzen, in dem sie sich und/oder andere gefährden.

Diese Mittel können wegen ihrer stimmungsverändernden Substanzen erhebliche Unfallgefahren auslösen.

Die Einnahme von Medikamenten – insbesondere Schmerzmittel mit Suchtsubstanzen, Schlafmittel, Psychopharmaka und Appetitzügler – sollte nur in Absprache mit Ärzten erfolgen.


§ 4
Verhalten bei festgestelltem Suchtmittelmissbrauch

Ist ein Arbeitnehmer infolge eines Rauschzustandes nicht mehr in der Lage, die Arbeit ohne Gefahr für sich oder andere auszuführen, darf er nicht mehr beschäftigt werden und eine sofortige Entscheidung über eine weitere Beschäftigung ist herbeizuführen. Ein Mitglied des Betriebsrates ist auf Wunsch des Betroffenen zu benachrichtigen und – wenn möglich – hinzuzuziehen.

Bei Verdacht auf Alkoholisierung wird – sofern erreichbar – im Beisein eines bestellten Betriebsratsmitgliedes eine Messung der Suchtmittelkonzentration bei dem betroffenen Arbeitnehmer veranlasst, wenn der Arbeitnehmer damit einverstanden ist. 
Das Gleiche gilt beim Verdacht eines durch Drogen (zum Beispiel Cannabis) herbeigeführten Rauschzustandes. 

Ist der Arbeitnehmer einverstanden, ist die Messung mit einem Atem-Alkohol-Messgerät durch eine unterwiesene Person durchzuführen.

Ist der Arbeitnehmer einverstanden, wird ein Drogenscreening (amtliche Blutprobe) durchgeführt.

Der Vorgesetzte hat – bei Erreichbarkeit unter Hinzuziehung eines Betriebsratsmitgliedes – den Arbeitnehmer von seinem Arbeitsplatz zu entfernen und in den Aufenthaltsraum zu schicken. Die weitere Behandlung des Falles wird die Betriebsleitung übernehmen. Ist diese nicht im Haus, so hat der gegenwärtige Werkführer oder der direkte Vorgesetzte des betroffenen Arbeitnehmers das Recht, den Arbeitnehmer sicher nach Hause bringen zu lassen. Der Vorgesetzte hat dann dafür Sorge zu tragen, dass der Betreffende sicher zu seinem Wohnsitz gelangt. Etwaige hierbei entstehende Kosten sind vollständig von dem Arbeitnehmer zu tragen. 

Zeiten, in denen Arbeitnehmer unter Alkohol- oder Drogeneinfluss stehen, werden nicht vergütet.

Der Vorgesetzte soll die Details schriftlich festhalten. Der entsprechende Aktenvermerk ist von dem Vorgesetzten sowie dem Betriebsratsmitglied zu unterzeichnen und dann der Personalabteilung vorzulegen.

Sollte kein Betriebsratsmitglied zugegen sein, muss der Aktenvermerk vom Vorgesetzten und einem Zeugen unterschrieben werden.

Ist der betroffene Arbeitnehmer nicht mit einer Messung der Suchtmittelkonzentration einverstanden, so ist wie oben in Absatz 5 beschrieben zu verfahren. 

Der Arbeitnehmer kann durch eine umgehende und ohne schuldhaftes Zögern veranlasste ärztliche Untersuchung (zum Beispiel Blutentnahme) den Gegenbeweis erbringen, dass er nicht alkoholisiert war beziehungsweise nicht unter anderem Suchtmitteleinfluss stand. Kann er den Gegenbeweis erbringen, hat der Arbeitgeber die entstandenen Kosten zu erstatten. Andernfalls werden die Kosten vom Arbeitnehmer getragen.


§ 5
Aufklärung

Die Arbeitnehmer werden regelmäßig darüber aufgeklärt:

· dass Suchtmittel wie Alkohol, Medikamente mit stimmungsverändernden Substanzen, Drogen und das Schnüffeln von Lösungsmitteln die Menschen in ihrer Denk-, Reaktions- und Leistungsfähigkeit beeinträchtigen,
· dass diese Suchtmittel auch die Sicherheit und das Wohlbefinden anderer gefährden,
· dass der Missbrauch dieser Suchtmittel zu Abhängigkeitserkrankungen führen können, aber auch an der Entstehung anderer Volkskrankheiten, wie zum Beispiel Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krebs, Erkrankungen der Atemwege beteiligt sind,
· dass auch psychosoziale Krankheitserscheinungen mit Abhängigkeitscharakter, wie zum Beispiel das Glücksspiel, Essstörungen wie die Fress-Brech-Sucht und die Magersucht, die Arbeitssucht, zu Schädigungen der eigenen Persönlichkeit und der zwischenmenschlichen Beziehungen führen.


§ 6
Schulungsmaßnahmen

Die in Personalverantwortung tätigen Arbeitnehmer, insbesondere die Abteilungsleiter und Meister, werden vom Unternehmen systematisch über Suchtmittelmissbrauch und Alkoholismus geschult und haben an diesen Maßnahmen teilzunehmen.

Der Schulung von Vorgesetzten, die die Gespräche mit Betroffenen zu führen haben, kommt dabei eine besondere Bedeutung zu.

Zu den Schulungsveranstaltungen werden regelmäßig einzelne Vertreter des Betriebsrates eingeladen.


§ 7
Beseitigung von Ursachen, die zum Missbrauch von Suchtmitteln Anlass geben

Auf Wunsch des Betroffenen können die Gründe des Suchtmittelmissbrauches analysiert und nach Möglichkeit eine Abhilfe gesucht werden.  

Verstärkter Suchtmittelmissbrauch in bestimmten Abteilungen oder Arbeitnehmergruppen wird mit den Betroffenen gemeinsam überprüft, um deren Ursachen zum Beispiel schlechte Arbeitsbedingungen (inklusive psychische Belastung) oder schlechtes Klima zu beseitigen.


§ 8
Maßnahmen und Hilfsangebote für Arbeitnehmer mit Suchtproblemen


8.1

Entsteht bei Vorgesetzten der Eindruck, dass Arbeitnehmer ein Suchtproblem haben und sie ihren arbeitsvertraglichen Verpflichtungen nicht mehr nachkommen können, haben die jeweiligen Vorgesetzten mit den Betroffenen ein vertrauliches Gespräch zu führen. Den Betroffenen werden die arbeitsvertraglichen Verletzungen dargelegt (Unpünktlichkeit, unentschuldigte Kurzfehlzeiten, Unzuverlässigkeit, Störung des Arbeitsfriedens, starke Leistungsschwankungen). Den Betroffenen wird gesagt, dass das negative Arbeitsverhalten vermutlich auf ihren Umgang mit Suchtmitteln zurückzuführen ist. Ihnen wird Literatur zur Selbsteinschätzung an die Hand gegeben. 

Gegebenenfalls kann das Verhalten des Arbeitnehmers abgemahnt und unter Umständen sogar mit einer Kündigung des Arbeitsverhältnisses sanktioniert werden. 




8.2

Kommt es erneut zu Verletzungen der arbeitsvertraglichen Verpflichtungen, kann ebenfalls eine Kündigung ausgesprochen werden.  


§ 9
Rückfall

Bei Rückfälligkeit nach einer ambulanten oder stationären Therapie oder trotz Besuch einer Selbsthilfegruppe kann eine Kündigung ausgesprochen werden.


§ 10
Verpflichtung zum Schadensersatz

Kommt es aufgrund des Suchtmittelkonsums des Arbeitnehmers zu Schäden an Betriebsmitteln des Unternehmens, ist dieser zum Schadensersatz verpflichtet.


§ 11
Geltungsdauer

Die Betriebsvereinbarung tritt mit Wirkung vom … in Kraft. Die Kündigungsfrist beträgt drei Monate zum Schluss eines Kalenderjahres.



Ort, Datum
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